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VERORDNUNG (EG) Nr. 1720/97 DER KOMMISSION
vom 3 . September 1997

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1318/93 zur Durchführung der Verord­
nung (EWG) Nr. 2067/92 des Rates über Maßnahmen zur Förderung des Absatzes

und des Verbrauchs von hochwertigem Rindfleisch

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1318/93 wird wie folgt geän­
dert :

1 . In Artikel 8 wird der nachstehende Absatz 3 angefügt :

„(3) Die in den Mitgliedstaaten zuständigen
Behörden sehen ausreichend abschreckende , erforder­
lichenfalls den befristeten oder endgültigen Ausschluß
von einer Beteiligung an den Verkaufsförderungsmaß­
nahmen einschließenden Sanktionen vor. Sie setzen
die Kommission von den vorgesehenen Sanktionen
unverzüglich in Kenntnis ."

2 . Anhang I wird durch den Anhang zur vorliegenden
Verordnung ersetzt .

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2067/92 des Rates
vom 30 . Juni 1992 über Maßnahmen zur Förderung des
Absatzes und des Verbrauchs von hochwertigem Rind­
fleisch ('), insbesondere auf Artikel 4 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 2067/92,
insbesondere die an Erzeugung, Qualität und Kontrolle
der Erzeugnisse gestellten Mindestanforderungen , wurde
geregelt durch die Verordnung (EWG) Nr. 1318/93 der
Kommission (2), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 692/97 (3). Diese Mindestanforderungen sollten
gemäß der bei der Programmdurchführung erworbenen
Erfahrung in mehreren Punkten angepaßt werden . Es
sind insbesondere die für die Verkaufsförderungsmaß­
nahmen in Frage kommenden Fleischkategorien zu
erweitern und die Anforderungen einzuschränken , die an
die Reifung gestellt werden . Ferner ist den Verbraucher­
wünschen vor allem dadurch Rechnung zu tragen , daß die
das Wohlbefinden der Tiere , die Rückstandskontrolle und
die Etikettierung betreffenden Bestimmungen besonders
deutlich herausgestellt werden . Da es sich um eine Viel­
zahl von Änderungen handelt, ist Anhang I der Verord­
nung (EWG) Nr. 1318/93 zu ersetzen .

Zur Gewährleistung einer bestmöglichen Verwaltungsab­
wicklung empfiehlt es sich , daß die Mitgliedstaaten fest­
gestellte Unregelmäßigkeiten angemessen ahnden .

Der Verwaltungsausschuß für Rindfleisch hat nicht inner­
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Sie betrifft die ab ihrem Inkrafttreten gestellten Anträge
auf finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 3 . September 1997

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(') ABl . L 21 5 vom 30. 7. 1992, S. 57 .
O ABl . L 132 vom 29. 5 . 1993, S. 83 .
H ABl . L 102 vom 19 . 4. 1997, S. 13 .
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ANHANG

„ANHANG I

MINDESTANFORDERUNGEN AN ERZEUGUNG, QUALITÄT UND KONTROLLE

1 . HALTUNG

1 . 1 . Herkunft

1.1.1 . Außer bei Schlachtkälbern , aridere als die in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 3886/92 der
Kommission (') vorgesehenen Rassen sowie die ersten Kreuzungen mit einer dieser Rassen .

1.1.2 . Gilt nur für Tierhalter, deren Erzeugung ganz oder teilweise Gegenstand einer Fördermaßnahme ist
bzw. sein wird .

1.2 . Ernährung

1.2.1 . Für Rinder, Kälber ausgenommen , muß das Futter frei von Fleisch -, Knochen - oder Fischmehl sein ;
der Proteinbestandteil wird ausschließlich durch pflanzliches Eiweiß gewährleistet.

1 .2.2 . Für Kälber muß das Flüssigfutter zu mindestens 60 % aus Milcherzeugnissen bestehen; das restliche
Futter muß frei von Fleisch -, Knochen - oder Fischmehl sein .

1.3 . Gesundheitsüberwachung

1.3.1 . Zusätzliche Kontrollen im Rahmen regelmäßiger tierärztlicher Bestandsuntersuchungen : Im Bedarfs­
fall muß der Tierarzt umgehend zur Stelle sein .

1.3.2 . Obligatorische Buchführung über therapeutische Behandlungen : Für jeden Betrieb wird ein Register
geführt, in dem für jedes behandelte Rind die tierärztlich verordneten Arzneimittel sowie die Verab­
reichungsdaten und die einzelnen Arzneimitteldosen einzutragen sind .

1.3.3 . Für die Förderprogramme können nur Tiere zugelassen werden , denen selbst zu therapeutischen
Zwecken keine Mittel verabreicht wurden , die Beta-Agonisten enthalten .

1.3.4 . Für die Förderprogramme können Tiere zugelassen werden , die mit Antibiotika oder Antiparasitika
behandelt wurden , sofern es sich nicht um eine prophylaktische sondern um eine tierärztlich verord­
nete therapeutische Behandlung handelt . Arzneimittel mit Wartezeit ,Null ' sind bevorzugt einzu­
setzen . Eine prophylaktische Behandlung kann jedoch durch den Tierarzt innerhalb von 15 Tagen
nach der Zusammenstellung der Tiergruppen erfolgen .

1.3.5 . Sollten die obengenannten Bestimmungen nicht eingehalten werden , so ist der Erzeuger vom Förder­
programm auszuschließen .

1 .4 . Rückstandsuntersuchung

1.4.1 . Für die Stoffe gemäß Anhang I der Richtlinie 96/23/EG des Rates (2) sind zusätzliche Kontrollana­
lysen durchzuführen . Zu diesem Zweck werden folgende Stichproben entnommen :
— im Stall : von Tieren und Futtermitteln ,

— im Schlachthof: von Schlachtkörpern und Nebenprodukten .

1.4.2 . Die Zahl der entnommenen Proben und die Häufigkeit der Untersuchungen muß nach Auffassung
der zuständigen Behörde für die gesamte zur Förderung bestimmte Erzeugung hinreichend repräsen­
tativ sein .

1.4.3 . Die Probenahmen im Stall müssen so zeitig erfolgen , daß die Analyseergebnisse allen Beteiligten
vorliegen , bevor die Erzeugnisse vermarktet werden . Bei Schlachtkörpern und Schlachtnebenpro­
dukten werden die Proben an der Schlachtstraße entnommen .

1.5 . Wohlbefinden

1.5.1 . Für Rinder, Kälber ausgenommen , gelten die einschlägigen nationalen , internationalen und ggf.
gemeinschaftlichen Tierschutznormen . Insbesondere bei Stallhaltung ist zu gewährleisten ,
— daß die Tiere über ausreichend Platz und Tageslicht verfügen und die Stallungen gut gelüftet und

vor Zugluft geschützt sind;
— daß die Tiere in Gruppen leben und einzelne Tiere nur im Krankheitsfall abgesondert werden ;
— daß die Tiere über genügend Bewegungsfreiheit verfügen und zu Futter und Tränke freien Zugang

haben .

Darüber hinaus müssen die Tiere im Stall über geeignete Einstreu oder eine ausreichende Liegefläche
verfügen , die regelmäßig auszuwechseln bzw. zu reinigen ist.

(') ABl . L 391 vom 31 . 12 . 1992, S. 20 .
h) ABl . L 125 vom 23 . 5 . 1996, S. 10 .
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1.5.2 . Für Kälber gelten die einschlägigen nationalen und gemeinschaftlichen Tierschutznormen . Insbeson­
dere ist zu gewährleisten ,
— daß die Tiere bei Stallhaltung über ausreichend Platz und Tageslicht verfügen und die Stallungen
gut gelüftet und vor Zugluft geschützt sind;

— daß sich alle Betriebe , die ab 1999 unter die Förderprogramme fallen , verpflichten , die Anforde­
rungen des Artikels 3 Absatz 3 der Richtlinie 91 /629/EWG des Rates (') (unbeschadet der Bestim­
mungen des letzten Unterabsatzes dieser Richtlinie) zu erfüllen .

2 . TRANSPORT

2.1 . Es sind Maßnahmen zu treffen , damit die Tiere bei der Beförderung zum Schlachthof und während
ihrer dortigen Aufstallung nicht unter Streß leiden . Zu diesem Zweck ist vom Antragsteller eine
Höchstdauer für den Transport festzusetzen, nach deren Ablauf die Tiere ruhen müssen , bevor sie
geschlachtet werden können .

2.2. Für den Transport sind ordnungsgemäß gereinigte LKW zu verwenden , die die gemeinschaftlichen
Fahrzeugnormen erfüllen . Sie sind insbesondere mit mäßig geneigten , rutschfesten Rampen ausgerü­
stet, die gewährleisten , daß die Tiere problemlos ver- und entladen werden können .

2 . 3 . In Erwartung ihres Transports sind die Tiere trocken und in sauberem Zustand zu halten . Zu ihrer
Bewegung darf keine unnötige Gewalt angewendet werden , und die Benutzung elektrischer Treib­
hilfen ist verboten .

3 . SCHLACHTUNG

3.1 . Erzeugnis

Frisches Fleisch .

3.2. Wahl des Schlachthofs

Schlachthöfe ohne definitiven EG-Stempel sind auszuschließen .

3.3 . Hygiene

3.3.1 . Für die Förderprogramme werden keine Tiere zugelassen , deren Sauberkeitszustand (inbesondere
Hinterläufe, Schwanz und Analbereich) nicht zufriedenstellend ist .

3.3.2 . Die Schlachtkörper dürfen nicht sichtbar mit Kot kontaminiert sein . Eine etwaige Verunreinigung
darf nicht durch Abbrausen entfernt werden ; die verunreinigte Stelle ist wegzuschneiden .

3.4 . Kühlung

Außer bei Kälbern sind Kühltechniken anzuwenden , die die Zartheit des Fleisches begünstigen (z . B.
stille Kühlung oder, falls dies nicht möglich ist, Schnellkühlung mit elektrischer Stimulierung).

3.5 . Schlachtkörperkategorien

3.5.1 . Kategorien

— höchstens 6 Monate alte Schlachtkälber im Sinne der Richtlinie 91 /629/EWG;

— Rinder mit einem Schlachtkörpergewicht zwischen 140 und 200 kg;
— höchstens 24 Monate alte Jungbullen (Kategorie A im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1208/81

des Rates (2);
— Ochsen (Kategorie C im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1208/81 );
weniger als 48 Monate alte weibliche Rinder, die bereits gekalbt haben (Kategorie D im Sinne der
Verordnung (EWG) Nr. 1208/81 ); die zuständige Behörde kann jedoch ausnahmsweise Tiere bis zu
72 Monaten zulassen , sofern die Reifezeit auf mindestens 9 Tage verlängert wird ;
sonstige weibliche Rinder (Kategorie E im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1208/81 ).

3.5.2 . Gewicht

Bei Schlachtkälbern darf das Schlachtkörpergewicht mit allen Organen der Brust- und Bauchhöhle
140 kg nicht überschreiten .

3.5.3 . pH-Wert
Außer bei Kälbern muß der ph-Wert, der an jedem Schlachtkörper spätestens 24 Stunden nach der
Schlachtung gemessen wird, unter 6 liegen .

(') ABl . L 340 vom 11 . 12 . 1991 , S. 28 .
( 2 ) ABl . L 123 vom 7 . 5 . 1981 , S. 3 .
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4 . VERMARKTUNG

4.1 . Reifung

Außer bei Kälbern wird zur Erlangung der Tafelreife eine Reifezeit von mindestens 7 Tagen , davon 60
Stunden nach der Schlachtung in der Schlachtstätte , vorgeschrieben .

Für Teilstücke, die weder zum Grillen noch zum Braten bestimmt sind, kann die zuständige Behörde
eine Ausnahme von der Mindestreifezeit gewähren . In diesem Fall trägt das Etikett eine entspre­
chende Angabe .

4.2 . Überwachung und Kontrolle

Die Erzeugnisse werden auf Groß- und Einzelhandelsebene kontrolliert, um zu gewährleisten , daß sie
durch unsachgemäßes Hantieren und Lagern ihre Qualitätseigenschaften nicht verlieren .

4.3 . Etikettierung

Für vorverpacktes Fleisch ist auf dem Etikett obligatorisch anzugeben :
— die Bezugsnummer gemäß Nummer 5.2;
— das Schlachtdatum zur Information der Großverteiler oder das früheste Verkaufsdatum;

— die Bezeichnung des Tierkörperteils , von dem das Teilstück stammt;
— das Mindesthaltbarkeitsdatum zur Information der Verbraucher.

5 . HERKUNFTSSICHERUNG

5.1 . Jedes Tier muß gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 820/97 des Rates (') einzeln gekennzeichnet sein,
und die Schlachtkörper sind bis zum Verkauf im Einzelhandel mit der entsprechenden Registrier­
nummer auszuweisen .

5.2 . Jedes Teilstück muß mit einer Bezugsnummer gekennzeichnet sein , anhand deren sich die individu­
elle Kennummer des Tieres oder der Partie von Tieren mit gleichen Qualitätsmerkmalen , von dem
(denen) das Fleisch stammt, feststellen läßt.

5.3 . Die Herkunftssicherung wird nach einem geeigneten Verfahren kontrolliert, damit die Identität
zwischen dem vermarkteten Erzeugnis und dem Tier oder der Partie , von dem (der) es stammt,
gewährleistet werden kann .

6 . GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

6.1 . Verfahren

Die auf die Tierhaltung, Schlachtung und Verarbeitung anzuwendenden Verfahrensschritte sind mit
Blick auf ihre Vereinheitlichung im Interesse gleichbleibender Qualität im voraus festzulegen .

6.2. Zusätzliche Kriterien

Die zuständige Behörde und/oder der antragstellende Verband können zusätzliche Qualitätsmerkmale
vorschreiben , um der Besonderheit des betreffenden Marktes und den Qualitätsanforderungen der
Verbraucher auf diesem Markt Rechnung zu tragen ."

(') ABl . L 117 vom 7 . 5 . 1997, S. 1 .


